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„Internationalization“	 ist	 nach	 den	Maßstäben	 einer	 immer	 schneller	 ope-
rierenden	 Informationsgesellschaft	 ein	 umständliches	Wort.	 In	 den	 Com-




























Mittel	 dafür	 bereitgestellt.	 So	 etwa	 formuliert	 das	 Bundesministerium	 für	
Bildung	und	Forschung:
“Die wachsende Globalisierung erfordert eine stärkere internationale Aus-
richtung der Hochschulen in einem weltweiten Bildungsmarkt sowie mehr 
Austausch von Studierenden, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern. 
Der internationale Austausch ist mehr denn je Voraussetzung für moderne 
Hochschulen, für Spitzenforschung und Innovation.
Die Bundesregierung unterstützt die deutschen Hochschulen, sich gegen die 
wachsende internationale Konkurrenz zu behaupten. Das Hochschul-Marke-
ting soll Studierende, Nachwuchswissenschaftler und -wissenschaftlerinnen 
und Forscherinnen und Forscher weltweit für das Studieren und Forschen 
an deutschen Hochschulen interessieren. Die Hochschulen selbst sind auf 
dem Weg in einen Europäischen Hochschulraum.” [6]





„In der Erfüllung ihres Auftrags überschreiten die Universitäten alle geogra-
phischen und politischen Grenzen und bekräftigen die zwingende Notwen-
digkeit der gegenseitigen Kenntnis und der wechselseitigen Beeinflussung 
verschiedener Kulturen.
Sie	wird	 daher	 zu	 Recht	 als	 Gründungsdokument	 für	 einen	 Europäischen	
Hochschulraum	 angesehen.	 Enthalten	 sind	 ferner	 drei	 Grundsätze	 für	 die	
europäischen	Hochschulen












Der	 zweite	 Grundsatz	 ist	 sehr	 viel	 später	 entstanden,	 als	 ein	 Teil	 des	











Der	 oben	 formulierte	 umfassende	Autonomiebegriff	 besagt	 ganz	 klar,	 dass	






Die Universitäten – insbesondere in Europa – sehen im gegenseitigen Aus-
tausch von Informationen und Forschungsergebnissen sowie in der Förderung 
gemeinsamer wissenschaftlicher Projekte das geeignete Instrument für die 
Weiterentwicklung des Wissens....
Zugleich betrachten sie die internationale Angleichung von arbeitsrecht-
lichen Regelungen, Titeln und Prüfungen (unter Beibehaltung nationaler 
Diplome) sowie die Vergabe von Stipendien als wesentlich für die Erfüllung 




„Einführung eines Systems, das sich im wesentlichen auf zwei Hauptzyklen 
stützt: einen Zyklus bis zum ersten Abschluss (undergraduate) und einen 
8Zyklus nach dem ersten Abschluss (graduate). Regelvoraussetzung für die 
Zulassung zum zweiten Zyklus ist der erfolgreiche Abschluss des ersten Stu-
dienzyklus, der mindestens drei Jahre dauert. Der nach dem ersten Zyklus 
erworbene Abschluss attestiert eine für den europäischen Arbeitsmarkt 
relevante Qualifikationsebene. Der zweite Zyklus sollte, wie in vielen euro-
päischen Ländern, mit dem Master und/oder der Promotion abschließen.“
Damit	ist	offensichtlich:	Weder	die	Magna	Charta	Universitatum	als	grundle-
gendes	Dokument,	noch	die	nachfolgende	Bologna-Erklärung	der	europäischen	
Bildungsminister	 enthält	 die	 Forderung	 oder	 gar	 Verpflichtung,	 deutsche	


















“Eine institutionell nicht legitimierte Ministerrunde setzt einen rechtlich 
nicht bindenden europäischen Harmonisierungsprozess betreffend Stu-
dienstrukturen in Bewegung, welcher eigentlich (in den meisten Fällen) 
nicht in ihren Zuständigkeitsbereich, sondern in den Autonomiebereich der 















der	Universitäten	 im	9.	 Jahrhundert	eingeführt.	Er	wird	 in	der	Regel	nach	
vierjährigem	Studium	vergeben	–	aufgesetzt,	wohlgemerkt,	auf	eine	mit	eu-
ropäischen	Standards	nicht	vergleichbare	High-School-Ausbildung.	Das	erste	











“The American Society of Civil Engineers (ASCE) supports the concept of 
the Master’s degree as the First Professional Degree for the practice of civil 
engineering at a professional level.
ASCE encourages institutions of higher education, government units, em-
ployers of civil engineers, and other appropriate organizations to endorse, 
support, and promote the concept of mandatory post-baccalaureate edu-
cation for the practice of civil engineering at a professional level. The im-
plementation of this effort should occur through establishing appropriate 
curricula in the formal education experience, appropriate recognition and 




betrachtet	wird.	Die	 entsprechende	 Formulierung	 in	 der	Bologna-Erklärung	
entbehrt	jeder	Grundlage.
In	 den	 Jahren	 nach	 der	 Bologna-Erklärung	 haben	 sich	 auch	 deutsche	
Organisationen	dieser	Deutung	angeschlossen.	Berufsverbände	wie	der	VDE	
stellen	eindeutig	fest,	dass	zur	Erlangung	der	beruflichen	Qualifikation	eine	















„...will Ich den Technischen Hochschulen in Anerkennung der wissen-
schaftlichen Bedeutung, welche sie in den letzten Jahrzehnten neben der 
Erfüllung ihrer praktischen Aufgaben erlangt haben, das Recht einräumen: 
























































Drei	 akademische	 Ausbildungsjahre	 –	mithin	 der	 Abschluss	 Bachelor	




















wird	 sich	 die	 Zahl	 der	 berufsbegleitend	 angebotenen	Masterstudiengänge	
vervielfachen	müssen,	 die	 im	Sinn	 einer	 akademischen	Weiterbildung	nach	
einer	Anzahl	von	Berufsjahren	absolviert	werden	können.












Gründen	 eine	 akademische	Weiterqualifikation	 (Promotion)	 verwehrt	 oder	
mindestens	stark	erschwert.	International	war	dies	schon	immer	schwer	vermit-
telbar	und	wurde	teilweise	als	vollkommen	absurd	betrachtet.	Diese	Schieflage	






Eine	 Umfrage	 unter	 Bachelor-Absolventen	 zeigt	 schließlich,	 dass	 die	












“Förderung der Mobilität durch Überwindung der Hindernisse, die der Frei-
zügigkeit in der Praxis im Wege stehen, insbesondere

– für Studierende: Zugang zu Studien- und Ausbildungsangeboten und 
zu entsprechenden Dienstleistungen
– für Lehrer, Wissenschaftler und Verwaltungspersonal: Anerkennung 
und Anrechnung von Auslandsaufenthalten zu Forschungs-, Lehr- und 
Ausbildungszwecken, unbeschadet der gesetzlichen Rechte dieser Per-
sonengruppen” [1].











































































China . .8 .00 . . .80 0  8 8 .08 8.80
Indien .8 .0 .9 9.9 09 99 0    .0 8.98
Südkorea 9.0 . . .9 .8 8.899 0    . 8.99
Japan .80 . . . .8 0 0 0   .9 .
Deutschland 9. .0 0 .09 .  0 .99 8 .0 .80 .0
Marokko .0  .90  9.0  0 . .  . 0.
Frankreich .0 . . 0 0  0 .0 .09 .08 .9 0.9
Griechenland .99 .8 .99 80 .  0 9 8 8 0. .00
Türkei .09 . .  .00 0 0 9 0  .08 .8
Italien . . .8 88 .8  0 . .9 .9 .00 .8
andere 9.90 8. 8.8 . . .89 0. .0 8.0 . 8.8 ..9
Ausl.	im	
Inland	insg.
8.99 . 9.09 9.9 . .89 0. .80 0. 9.0 .8 .889.989
Tabelle 1:  Globale Studierendenflüsse der wichtigsten Entsender- und Gastländer 
2002. Aus China liegen keine Daten über seinen Status als Gastland vor, 
die ausländischen Studierenden in der russischen Föderation stammen 
meist aus Staaten des ehemaligen Warschauer Paktes, diese zählen nicht 
zu den wichtigsten Entsenderländern [16].
	 














Hierbei	 sind	 insbesondere	die	 vielen	Programme	des	Deutschen	Akade-
mischen	Austauschdienstes	DAAD	zu	nennen	und	zu	loben,	die	von	Individu-
alstipendien	bis	hin	zur	Förderung	von	Doppelabschlüssen	reichen.	Insbeson-




























einer	 deutschen	Agentur	 zu	 diesem	Abkommen.	 Dass	 dieser	möglich	wäre,	
ersieht	man	aus	dem	Beispiel	Japans,	dessen	Akkreditierungsagentur	seit	00	













Damit	wird	klar,	dass	 	dieses	Teilziel	 sehr	hoch	gesteckt	 ist,	denn	diese	
Freizügigkeit	hat	bisher	nicht	einmal	im	nationalen	Kontext	existiert.	Konkret	
müsste	dies	nämlich	heißen,	dass	an	einer	Elitehochschule	in	Deutschland	nicht	
nur	 Studienleistungen	 anzuerkennen	wären,	 die	 irgendwo	 in	Griechenland	
erbracht	worden	sind	–	sondern	auch	solche	von	der	deutschen	Hochschule,	


























ist	 auch	 hier	 aus	 bekannten	Gründen	 eine	 starke	 Präferenz	 für	 einen	Auf-
enthalt	 in	den	großen	europäischen	Staaten	und	 in	den	USA	 festzustellen.	











„das außerdienstliche Engagement seiner Staatsdiener durch die Festlegung 
von Einkommensgrenzen steuern“ [20]
und	 entsprechende	Honorare	 einfach	 einkassieren.	 Aus	 liberaler	 Sicht	 sind	







Auch	 für	 Verwaltungspersonal	 sollen	 nach	 der	 Bologna-Erklärung	Aus-
landsaufenthalte	 „anerkannt“	werden.	Auch	dies	 ist	 einerseits	 zu	begrüßen	
–	wie	schön	wäre	es	doch,	wenn	z.B.	die	Angehörigen	deutscher	Hochschul-
bauämter	einmal	für	ein	Jahr	Erfahrung	in	anderen	Ländern	sammeln	könnten.	



















































































In 39% aller von uns analysierten Stellenanzeigen werden Englischkennt-
nisse verlangt. Kenntnisse in Französisch werden in 2,6%, Kenntnisse in 









zum	Abitur	Zulassungsvoraussetzung	 ist.	Dies	 ist	 eine	klare	Absage	an	den	














































etwas	 Entsprechendes	 entgegen	 zu	 setzen.	 Anders	 lautende	Behauptungen	
können	getrost	ins	Reich	der	Träume	verwiesen	werden.		
Abbildung 1: Relativer Anteil der Nobelpreisträger in den Fachgebieten Physik, Chemie 
und Medizin für Deutschland (gepunktete Linie), Europa (inkl. UdSSR/Russ-
land, ohne Deutschland, gestrichelte Linie) und USA (ausgezogene Linie). 
Nicht berücksichtigt wurden Japan, Israel, Australien und Kanada, in die 
ebenfalls einige Preise gingen. Zum Ausgleich statistischer Schwankungen 
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Tabelle 2:  Hochschulen im Vergleich der Ausstattungen. Anmerkungen:
 a Akademisches Jahr 2004/05, b Akademisches Jahr 2005/06, c Akademisches 
Jahr 2006/07, d Enthaltener Anteil Medical School, e Enthaltener Anteil 




.	 Die	 oft	 zum	Vergleich	 herangezogene	 Betreuungsrelation,	 d.h.	 das	
Zahlenverhältnis	Studierende	zu	Professoren,	ist	in	unbereinigter	Form	
kein	geeignetes	Unterscheidungsmerkmal.	Die	Zahl	der	wissenschaft-
















.	 Ein	wesentliches	 Unterscheidungsmerkmal	 ist	 die	 Ausstattung	 der	
Hochschulen	mit	 nicht-wissenschaftlichem	 Personal.	 In	 den	 USA	
















































































































































Sprecher	 Arbeitskreis	 Neue	Medien	 der	 Hochschulen	 des	 Landes	 Baden-
Württemberg
Promotion	98,	Habilitation	99,	Privatdozent	für	Theoretische	Physik	bis	











Wenn Sie unsere Arbeit unterstützen wollen:
Commerzbank Berlin
BLZ 100 400 00
Spendenkonto: 266 9661 04
Spendenbescheinigungen werden ausgestellt.
PositionLiberal 
Positionspapiere des Liberalen Instituts 
der Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit
Gerhart Raichle (2004) 
UMVERTEILUNG – WOZU, WIEVIEL, WIE?
Sascha Tamm (2004) 
DIE ZUkUNfT EUROPas – fREIhEIT UND WETTbEWERb
Detmar Doering (2004) 
MyThOs MaNchEsTERTUM
Hartmut Kliemt (2005) 
UTOPIEN INTERNaTIONaLEN REchTs
Richard D North (2005) 
NachhaLTIGE ENTWIckLUNG: EIN kONZEPT MIT ZUkUNfT?
Dirk Maxeiner und Michael Miersch (2005) 
IsT DIE LINkE NOch LINks?
Horst Wolfgang Boger (2005) 
Das DEUTschE schULsysTEM: aM abGRUND ODER IM aUfschWUNG?
Jaap Scheerens (2006) 
DIE aNWENDbaRkEIT VON INTERNaTIONaLEN VERGLEIchssTUDIEN IM schULbEREIch
David C. Berliner (2006) 
DER sTaaT UND DIE aRMEN
Peter A. Henning (2006) 
DIE aUsWIRkUNG VON DEZENTRaLIsIERTEM WIssEN aUf DIE bILDUNG
Jennifer Marshall (2006) 
WahLfREIhEIT DER ELTERN IM bILDUNGsWEsEN DER Usa – EIIN übERbLIck
Ulrich van Lith (2006) 
EUROPa UND bILDUNG: haRMONIsIERUNG VERsUs WETTbEWERb
Kenneth Minogue (2006) 
bILDUNG UND DIE fREIE GEsELLschafT
Jean Redpath (2006) 
UNabhäNGIGE schULEN IN süDafRIka: aschENPUTTEL ODER GUTE fEE?
Gerrit B. Koester (2006) 
DIE ÖkONOMIE DEs INTERNaTIONaLEN sTEUERWETTbEWERbs
Jürg de Spindler (2006) 
INTERNER sTEUERWETTbEWERb  – Das bEIsPIEL DER schWEIZ
James Bartholomew (2006) 
schULbILDUNG OhNE DEN sTaaT
Eckhard Behrens (2006) 
fÖDERaLIsREfORM UND bILDUNGsPOLITIk
Rainer Erkens (2006) 
ENTWIckLUNG kaNN MaN NIchT kaUfEN
Otto Graf Lambsdorff (2006) 
MEhR bETEILIGUNGskaPITaL – MEhR MaRkTWIRTschafT
